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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Die RK-NR liess im September 2021 in einer Medienmitteilung verlauten, dass sie die
parlamentarische Initiative Vogler (csp, OW) betreffend die Formularpflicht bei
gestaffelten Mietzinserhöhungen (Staffelmiete) zusammen mit drei anderen
parlamentarischen Initiativen (Pa.Iv. 15.455; Pa.Iv. 18.475; Pa.Iv. 16.459) in insgesamt drei
Erlassentwürfen umsetzen wolle. Konkret will die Kommission – ganz im Sinne der
Initiative –, dass neu für die Mitteilung von Mietzinserhöhungen nach vorheriger
Vereinbarung über eine gestaffelte Mietzinserhöhung die schriftliche Form genügt. Das
heisst, die Mitteilung muss zwar weiterhin schriftlich erfolgen, aber die
Formvorschriften würden gelockert, denn bisher war dafür bei jeder Erhöhung ein
amtliches Formular notwendig gewesen. Die neue Regelung führt zu einer Reduktion
des Verwaltungsaufwandes für die Vermieterschaft. Gleichzeitig hält die Kommission
fest, dass die Lockerung der Formvorschriften mit einem gewissen Risiko für die
Vermieterschaft verbunden sei, denn Formfehler könnten für die erklärende Partei
einschneidende Rechtsfolgen haben.
Die Kommission hat zu den drei Erlassentwürfen ein Vernehmlassungsverfahren
gestartet. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.09.2021
ELIA HEER

Im Juni 2022 verabschiedete die RK-NR drei separate Entwürfe für die Umsetzung von
insgesamt vier parlamentarischen Initiativen betreffend das Mietrecht zuhanden ihres
Rates. Vorlage 1 (Untermiete) setzte eine Initiative Egloff (svp, ZH; Pa.Iv. 15.455) um.
Vorlage 2 (Formvorschriften) setzte gleich zwei Initiativen um, nämlich eine Initiative
Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458) und eine Initiative Feller (fdp, VD; Pa.Iv. 16.459). 
Die dritte Vorlage zur Kündigung wegen Eigenbedarfs ging derweil auf eine Initiative von
Giovanni Merlini (fdp, TI) zurück, welche eine Beschleunigung des Verfahrens bei der
Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarf gefordert hatte. Der von der RK-
NR ausgearbeitete Entwurf umfasste drei Änderungen im OR. Die erste Änderung sah
vor, dass eine Kündigung vorgenommen werden kann, wenn die Vermieterschaft nach
«objektiver Beurteilung bedeutenden und aktuellen Eigenbedarf für sich, nahe
Verwandte oder Verschwägerte geltend macht». Bis dato musste ein «dringender
Eigenbedarf» geltend gemacht werden. Dringlichkeit zu beweisen sei mit der aktuellen
Rechtsprechung eine zu hohe Hürde, so die Mehrheit der Kommission. Die zweite
Änderung übertrug die gleiche Formulierung auf die Regeln der Anfechtung von
Kündigungen durch die Vermieterschaft. Die dritte Änderung strich die «Dringlichkeit»
des Eigenbedarfs aus den Kriterien, nach welchen Behörden über eine von der
Mieterschaft beantragte Erstreckung des Mietverhältnisses entscheidet. Hingegen
umfasste der Entwurf keine Änderung der ZPO. Merlini hatte seinen Initiativtext
diesbezüglich so formuliert, dass sein Anliegen mit einer Änderung von OR «und/oder»
ZPO umgesetzt werden solle. 

Die RK-NR hatte ihren Entwurf, zusammen mit den anderen beiden Vorlagen, im
September 2021 in die Vernehmlassung geschickt. Bis zum Ablauf der Frist gingen 49
Stellungnahmen ein, wovon 16 positiv ausfielen. Die Hälfte der teilnehmenden Kantone
(BE, BS, GR, OW, SO, VD), eine Mehrheit der Parteien (FDP, SP, Grüne) sowie eine
Mehrheit der Verbände (unter anderem SGB, SSV, SMV und HEV) lehnten die
Änderungen ab. Die ablehnenden Stellungnahmen wurden laut der Kommission
unterschiedlich begründet. Eine Seite bemängelte eine Reduktion des Mieterschutzes,
die andere Seite insbesondere das Fehlen beschleunigender Verfahrensregeln in der
ZPO. Die RK-NR nahm die Vernehmlassungsantworten zur Kenntnis, beschloss jedoch in
der Gesamtabstimmung mit 14 zu 9 Stimmen, den Entwurf ohne Änderungen dem Rat zu
unterbreiten. 

Mitte Oktober 2022 nahm der Bundesrat Stellung zum Entwurf. Er erachtete diesen als
kritisch, da er die Stellung von Vermieterinnen und Vermietern auf Kosten von
Mieterinnen und Mietern stärke. Das geltende Recht basiere aber auf einer im Rahmen
einer grösseren Revision erfolgten Abwägung der Interessen von Vermietenden und
Mietenden, weshalb der Bundesrat der Meinung war, dass nicht in dieses «diffizile
Gleichgewicht eingegriffen werden sollte». Er sehe zudem keine Not, das Recht

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.10.2022
ELIA HEER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



anzupassen, da dieses gut funktioniere, was etwa auch die hohen Einigungsquoten vor
den Schlichtungsbehörden zeigten. Nicht zuletzt gelte es, auch die
Vernehmlassungsantworten zu berücksichtigen. Die Polarisierung in der
Vernehmlassung spreche gegen eine Anpassung der Regelungen zum Eigenbedarf. 2

Im Juni 2022 verabschiedete die RK-NR drei separate Entwürfe für die Umsetzung von
insgesamt vier parlamentarischen Initiativen betreffend das Mietrecht zuhanden ihres
Rates: eine Vorlage betreffend die Kündigung wegen Eigenbedarfs, welche eine
Initiative Merlini (fdp, TI; Pa.Iv. 18.475) umsetzte, eine Vorlage betreffend
Formvorschriften, welche sowohl eine Initiative Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458) als auch
eine Initiative Feller (fdp, VD; Pa.Iv. 16.459) umsetzte, sowie eine Vorlage, die auf die
Initiative Hans Egloff (svp, ZH) zur Vermeidung missbräuchlicher Untermiete
zurückging. Die Kommission schlug im letztgenannten Entwurf Änderungen an Artikeln
zum OR zum Thema «Untermiete» und «Unterpacht» vor. Die vorgeschlagenen
Bestimmungen bei der Untermiete sahen vor, dass die Mieterin oder der Mieter bei der
Vermieterschaft schriftlich ein Untermietbegehren einreichen und dabei mindestens
die Namen der Untermieterinnen oder Untermieter und die Vertragsbedingungen
(Untermietobjekt, Gebrauchszweck, Untermietzins und Untermietdauer) mitteilen
muss. Der Mieter oder die Mieterin sollte die Vermieterschaft zudem über Änderungen
dieser Angaben während der Untermietdauer informieren müssen. Eine der zentralsten
Änderungen betraf die zulässigen Gründe für eine Verweigerung der Untermiete durch
die Vermieterschaft: Bislang konnte eine Untermiete nur abgelehnt werden, wenn die
Mieterschaft sich weigerte, der Vermieterschaft die Bedingungen der Untermiete be­
kanntzugeben, die Bedingungen der Untermiete im Vergleich zu denjenigen des
Hauptmietvertrags missbräuchlich waren oder der Vermieterschaft aus der Untermiete
wesentliche Nachteile entstanden. Neu sollte auch eine Untermietdauer von mehr als
zwei Jahren einen zulässigen Ablehnungsgrund darstellen. Ausserdem sollte die Liste an
Ablehnungsgründen nicht mehr abschliessend formuliert werden. Schliesslich sollte die
Vermieterschaft den Mieterinnen und Mietern (nach erfolgloser schriftlicher Mahnung)
mit einer Frist von 30 Tagen kündigen dürfen, wenn diese gegen die Bestimmungen zur
Untermiete verstiessen. Die Bestimmungen zur Unterpacht wollte die Kommission fast
analog zu den Bestimmungen zur Unterpacht anpassen, mit dem Unterschied, dass die
Kündigungsfrist bei Verstoss gegen die Bestimmungen sechs Monate anstatt 30 Tage
betragen sollte. 

Die RK-NR hatte ihren Entwurf, zusammen mit den anderen beiden Vorlagen, im
September 2021 in die Vernehmlassung geschickt. Bis zum Ablauf der Frist gingen 28
Stellungnahmen zur Vorlage zur Untermiete ein, wovon 19 insgesamt positiv ausfielen.
Nach der Kenntnisnahme des Vernehmlassungergebnisses stimmte die RK-NR in der
Gesamtabstimmung dem vorliegenden Entwurf ohne Änderungen mit 13 zu 9 Stimmen
zu.

Der Bundesrat nahm Mitte Oktober Stellung zu den drei Vorlagen der RK-NR. Bei der
Vorlage zur Untermiete und Unterpacht sprach er sich klar gegen die neuen
Bestimmungen aus, da er die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen für ausreichend
und die vorgeschlagenen Bestimmungen für nicht zielführend befand. So bemängelte er
etwa, dass die Bestimmung, wonach bei der Anmeldung einer Untermiete oder
Unterpacht die schriftliche Form für die Zustimmung der Vermieterin oder des
Vermieters notwendig sei, den administrativen Aufwand sowohl für die Mietenden als
auch für die Vermietenden erhöhe. Er kritisierte ausserdem, dass nicht geregelt sei, zu
welchem Zeitpunkt die schriftliche Zustimmung einzuholen sei. Von der Logik des
Entwurfs her läge es nahe, dass diese vorgängig eingeholt werden müsse, da das
Mietverhältnis sonst gekündigt werden könne. Eine vorgängige Einholung einer
schriftlichen Zustimmung sei allerdings nur schwer vereinbar mit der Praxis von
Plattformen wie Airbnb. Die Nutzung solcher Plattformen werde damit in der Praxis
stark erschwert oder gar verunmöglicht. Weiter schaffe die nicht abschliessende
Aufzählung von Gründen für die Verweigerung einer Untermiete oder Unterpacht
Rechtsunsicherheit. Auch dass ab einer fixen Zeitspanne von zwei Jahren eine
Verweigerung der Untermiete möglich sein soll, sah der Bundesrat als nicht zielführend
an. Gerade im Bereich der Geschäftsmieten würden Investitionen getätigt, die nach
zwei Jahren potentiell noch nicht amortisiert seien. Nicht zuletzt lehnte der Bundesrat
auch die Bestimmung zur Möglichkeit von ausserordentlichen Kündigungen bei Verstoss
gegen die Bestimmungen zur Untermiete oder Unterpacht ab, da ihm dort die Schwelle
zu niedrig erschien. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Im Juni 2022 verabschiedete die RK-NR zuhanden ihres Rates drei separate Entwürfe
für eine Änderung des Obligationenrechts zur Umsetzung von insgesamt vier
parlamentarischen Initiativen zum Mietrecht. Vorlage 1 (Untermiete) setzt eine
parlamentarische Initiative Egloff (svp, ZH; Pa.Iv. 15.455) um. Mit der Vorlage 3
(Eigenbedarf) wird eine Initiative Merlini (fdp, TI; Pa.Iv. 18.475) erfüllt. Die Vorlage 2
(Formvorschriften) setzt derweil gleich zwei Initiativen um: einerseits die Initiative
Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458), welche bei gestaffelten Mietzinserhöhungen die
Formularpflicht abschaffen und durch die schriftliche Form ersetzen wollte, und
andererseits die Initiative Feller (fdp, VD; 16.459), die für einseitige Vertragsänderungen
im Mietwesen auf mechanischem Wege nachgebildete Unterschriften zulassen wollte.
Der von der RK-NR ausgearbeitete Entwurf umfasst zwei neue Absätze im OR, welche je
eine der beiden parlamentarischen Initiativen umsetzen. 

Die RK-NR hatte ihren Entwurf, zusammen mit den anderen beiden Vorlagen, im
September 2021 in die Vernehmlassung geschickt. Bis zum Ablauf der Frist gingen 32
Stellungnahmen ein, wovon laut der Kommission 18 insgesamt positiv und die restlichen
14 neutral ausfielen. Allerdings wiesen die Rückmeldungen zu den beiden neuen
Absätzen grosse Unterschiede auf: Während die Änderungen zur Faksimile-Unterschrift
fast durchgehend positiv bewertet wurden, schätzten je dreizehn
Vernehmlassungsteilnehmende die Änderung zum Wegfall der Formpflicht bei
gestaffelten Mietzinserhöhungen als negativ und als positiv ein. Die meisten negativen
Rückmeldungen wurden laut der Kommission damit begründet, dass nicht nur die
Formularpflicht, sondern auch die Erfordernisse einer Mitteilung der Mietzinserhöhung
oder der Schriftlichkeit abgeschafft werden sollten. In der Gesamtabstimmung
beschloss die RK-NR mit 14 zu 0 Stimmen (bei 8 Enthaltungen), die Vorlage zuhanden
ihres Rates zu verabschieden.

Der Bundesrat äusserte sich Mitte Oktober 2022 zu den drei Vorlagen und empfahl –
anders als bei den übrigen zwei Vorlagen – dem Parlament, der Vorlage zu den
Formvorschriften zuzustimmen. Er erachte die neuen Bestimmungen als eine nützliche
Vereinfachung, die für die Mieterschaft keine faktische Schlechterstellung bedeute. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.10.2022
ELIA HEER

Die RK-NR verabschiedete im Juni 2022 drei Mietrechtsvorlagen zuhanden ihres Rates
– darunter auch eine Vorlage, welche die parlamentarische Initiative von Olivier Feller
(fdp, VD) betreffend die Zulassung von auf mechanischem Wege nachgebildeten
Unterschriften (Faksimile-Unterschriften) bei Mietzinserhöhungen und anderen
einseitigen Vertragsänderungen umsetzt. Fellers Initiative war von der Kommission
zusammen mit einer Initiative von Karl Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458), welche bei
gestaffelten Mietzinserhöhungen die Formularpflicht abschaffen wollte, zu einer
Vorlage zusammengefasst. Diese war in der Folge in die Vernehmlassung gegeben und
zuhanden des Nationalrates verabschiedet worden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.10.2022
ELIA HEER

In der Frühjahressession 2023 kam die Vorlage betreffend die Vereinfachungen von
Formvorschriften im Mietwesen in den Nationalrat. Patricia von Falkenstein (ldp, BS)
und Sidney Kamerzin (mitte, VS) stellten sie im Namen der zuständigen RK-NR dem Rat
vor. Mit dem Entwurf sollen gleich zwei parlamentarische Initiativen umgesetzt werden,
namentlich eine Initiative Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458), welche bei gestaffelten
Mietzinserhöhungen die Formularpflicht abschaffen und durch die schriftliche Form
ersetzen wollte, sowie eine Initiative Feller (fdp, VD; Pa.Iv. 16.459), die für einseitige
Vertragsänderungen im Mietwesen auf mechanischem Wege nachgebildete
Unterschriften zulassen wollte. Beide Anliegen stellten eine erhebliche Erleichterung
und Reduktion von Aufwand dar, ohne dass dabei die Rechtssicherheit oder die
Rechtsposition der Mieterschaft beeinträchtigt werde, so die beiden
Kommissionssprechenden. Auch Christa Markwalder (fdp, BE) und Vincent Maître
(mitte, GE) sowie Guy Parmelin sprachen sich im Namen ihrer jeweiligen Fraktion
respektive im Namen des Bundesrates für die Vorlage aus. Die restlichen Fraktionen
verzichteten auf eine Wortmeldung, die Fraktionen von SP und Grünen liessen
allerdings über Ratspräsident Martin Candinas (mitte, GR) ausrichten, dass sie die
Vorlage ablehnen werden. Die beiden linken Fraktionen stellten aber keinen Antrag auf
Nichteintreten, weshalb Eintreten auf die Vorlage stillschweigend beschlossen wurde.
Auch Detailanträge gab es keine zu besprechen und so schritt die grosse Kammer
bereits zur Gesamtabstimmung. Dort stimmten neben den Fraktionen der Grünen und
der SP nur noch zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion gegen die Vorlage, welche
schliesslich mit 108 zu 66 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) angenommen wurde. 6
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In der Herbstsession 2023 beugte sich der Ständerat über einen Entwurf zur
Vereinfachung von Formvorschriften im Mietwesen, welche in Umsetzung der
parlamentarischen Initiativen Vogler (csp, OW; Pa.Iv. 16.458) und Feller (fdp/plr, VD;
Pa.Iv. 16.459) von der RK-NR ausgearbeitet worden war. Demnach müssten einerseits
Mietzinserhöhungen im Rahmen einer Staffelmiete nicht mehr per amtlichem Formular,
sondern lediglich noch schriftlich übermittelt werden, andererseits würden andere
Mietzinserhöhungen auch ohne handschriftliche Unterschrift der Vermieterin oder des
Vermieters rechtens. Stattdessen soll künftig die Nachbildung der eigenhändigen
Unterschrift auf mechanischem Wege genügen. Eintreten auf die Vorlage war in der
kleinen Kammer unbestritten und es lagen auch keine Detailanträge vor. In der
Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf mit 28 zu 4 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) an. Ebenfalls noch in der Herbstsession standen die
Schlussabstimmungen an, in welchen der Nationalrat den Entwurf mit 124 zu 70 (bei 2
Enthaltungen) guthiess, der Ständerat mit 36 zu 5 Stimmen (bei 3 Enthaltungen). 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2023
VIKTORIA KIPFER

1) Erläuternder Bericht der RK-NR zu den Erlassentwürfen; Medienmitteilung RK-NR vom 6.9.21
2) Bericht der RK-NR vom 18.8.22 betreffend die Vorlage zum Eigenbedarf; Stellungnahme des Bundesrates vom 19.10.22
betreffend die Vorlage zum Eigenbedarf
3) Bericht der RK-NR vom 18.8.22 betreffend die Vorlage zur Untermiete; Stellungnahme des Bundesrates vom 19.10.22
betreffend die Vorlage zur Untermiete
4) Bericht der RK-NR vom 18.8.22 betreffend die Vorlage zu den Formvorschriften; Stellungnahme des Bundesrates vom
19.10.22 betreffend die Vorlage zu den Formvorschriften
5) Bericht der RK-NR vom 18.8.22 betreffend die Vorlage zu den Formvorschriften; Stellungnahme des Bundesrates vom
19.10.22 betreffend die Vorlage zu den Formvorschriften
6) AB NR, 2023, S. 351 ff.
7) AB NR, 2023, S. 2150; AB SR, 2023, S. 1020; AB SR, 2023, S. 766 ff.
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